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Einleitung 

Die Vormundschaft und Pflegschaft sind dem El-
ternrecht nachgebildet, sie orientieren sich an 
dessen Inhalten und dienen dem Wohle des 
Mündels. 
 
In Art. 6 Abs. 2 GG, § 1 Abs. 2 SGB VIII ist das El-
ternrecht grundsätzlich bestimmt: „Pflege und 
Erziehung sind das natürliche Recht der Eltern 
und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über 
ihre Betätigung wacht die staatliche Gemein-
schaft.“ 
 
Wenn die Eltern dieser Pflicht nicht oder nicht 
zum Wohle der Kinder nachkommen, muss der 
Staat den Schutz der Kinder gewährleisten. Dieser 
Schutzauftrag wurde u.a. durch die Einführung der 
Vormundschaft und/oder Pflegschaft in unsere 
Rechtsordnung realisiert. „Der Staat hat in dieser 
Konstellation die Verpflichtung, dafür zu sorgen, 
dass das Kind, das in den meisten Lebensberei-
chen selbst nicht rechtswirksam, insbesondere 
nicht rechtsgeschäftlich handeln kann (§§ 104, 
106 BGB), eine andere Person erhält, die es wirk-
sam vertreten kann…“1 
 
Das Vormundschaftsrecht für Minderjährige be-
stand rund hundert Jahre lang nahezu unverän-
dert. Notwendige Reformen wurden durch die 
Mitarbeiter in den Jugendämtern eingefordert und 
in der bundesweiten Fachtagung in Dresden im 
Jahr 2000 zur Zukunft der Vormundschaften for-
muliert. Insbesondere in These 7 und 8 der Dres-
dner Erklärung (vgl. DAVorm 2000, S. 438f.) wur-
den Forderungen gestellt, die in den späteren 
Gesetzesänderungen, wie z.B. in § 1793 Abs.1a 
BGB, Einzug gefunden haben.  
 
Eine aus dem Jahr 2004 stammende Studie aus 
Frankfurt machte zudem deutlich, dass eine Re-
form als notwendig und überfällig erachtet wurde. 
In der Studie wurde unter anderem beschrieben, 
dass in vielen Fällen die Amtsvormünder bei den 
Kindern nicht in Erscheinung traten und dass alle 
wichtigen Entscheidungen für sie vom Allgemei-
nen Sozialen Dienst, dem Heim oder den Pflegeel-
tern getroffen wurden. Der Vormund hatte allen-
falls bestimmte Dokumente zu unterschreiben 
(vgl. Zitelmann/ Schweppe/Zenz 2004). 
 
Der Focus der Öffentlichkeit zum Thema Kinder-
schutz, ausgelöst durch dramatische Fälle von 
Kindesmisshandlung, sexuellen Kindesmiss-
brauch und Kindestötung entfachte eine Diskus-

                                                           
1 Oberloskamp 2017, S. 20. 

sion um die Aufgabe des Staates in Bezug auf das 
Wächteramt zum Schutze der Kinder und Jugend-
lichen. Eine Änderung des Vormundschaftsrechts 
wurde in diesem Zusammenhang vom Gesetzge-
ber für dringend notwendig erachtet.  
„Wer Verantwortung für Kinder trägt, darf seine 
Schützlinge nicht nur aus Akten kennen. Ein di-
rekter Draht zum Kind und Einblicke in das per-
sönliche Umfeld sind unverzichtbar, um Gefahren 
frühzeitig zu erkennen und abzuwenden.“2  
 
Zum Schutz der unter Vormundschaft stehenden 
Minderjährigen hat der Bundestag am 14.04.2011 
die Änderung des Vormundschaftsgesetzes be-
schlossen. 
 
Diese Änderungen beinhalten im Wesentlichen 
den persönlichen monatlichen Kontakt mit dem 
Mündel und die Fallzahlbegrenzung. 

 
Die Konzeption für die Führung der Amtsvormund-
schaften und Amtspflegschaften bei der Landes-
hauptstadt Mainz ist zu verstehen als ein sich 
ständig weiter entwickelnder Prozess gemeinsa-
men Handelns aller Beteiligter zum Wohle der 
Mündel. Sie dient der Verdeutlichung der vielfälti-
gen Arbeitsinhalte einer gesetzlichen Vertretung 
und der damit einhergehenden hohen Verantwor-
tung für die zu betreuenden Kinder und Jugendli-
chen.  
 
Um die Lesbarkeit der Ausführungen zu erleich-
tern, ist im Folgenden zumeist die männliche 
Form der Personenbezeichnung gewählt worden. 
Unabhängig davon beziehen sich die Ausführun-
gen jedoch auf alle Geschlechter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
2 Pressemitteilung des Bundesjustizministeriums vom 
8.1.10. 
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1 Gesetzliche Grundlagen 

Das Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts, das in Teilbereichen am 
06.07.2011 und am 05.07.2012 jeweils in Kraft 
trat, hatte eine wesentliche Änderung bei der Füh-
rung der Vormundschaften und Pflegschaften zur 
Folge, die unter anderem das Ziel hatten, die per-
sönliche Verantwortung des Vormunds für die ihm 
anvertrauten Mündel zu stärken. Wesentliche 
Punkte der Änderungen sind: 
 
• § 1793 Abs. 1a BGB: „Der Vormund hat mit 

dem Mündel persönlichen Kontakt zu halten.  
Er soll den Mündel in der Regel einmal im Mo-
nat in dessen üblicher Umgebung aufsuchen, 
es sei denn, im Einzelfall sind kürzere oder län-
gere Besuchsabstände oder ein anderer Ort ge-
boten.“ 

 
• § 1800 S. 2 BGB: „Der Vormund hat die Pflege 

und Erziehung des Mündels persönlich zu för-
dern und zu gewährleisten.“ 

 
• § 1840 Abs.1 S.2 BGB: “Der Bericht hat auch 

Angaben zu den persönlichen Kontakten des 
Vormunds zu dem Mündel zu enthalten.“ 

 
• § 1837 Abs. 2 S. 2 BGB: „Es (Familiengericht) 

hat insbesondere die Einhaltung der erforderli-
chen persönlichen Kontakte des Vormunds zu 
dem Mündel zu beaufsichtigen.“ 

 
• §§ 55 Abs. 2 S. 2 und 3 SGB VIII: „Vor der Über-

tragung der Aufgaben des Amtspflegers oder 
des Amtsvormunds soll das Jugendamt das 
Kind oder den Jugendlichen zur Auswahl des 
Beamten oder Angestellten mündlich anhören, 
soweit dies nach Alter und Entwicklungsstand 
des Kindes oder Jugendlichen möglich ist. Eine 
ausnahmsweise vor der Übertragung unterblie-
bene Anhörung ist unverzüglich nachzuholen.“ 

 
• § 55 Abs.2 S.4 SGB VIII: „Ein vollzeitbeschäftig-

ter Beamter oder Angestellter, der nur mit der 
Führung von Vormundschaften oder Pflegschaf-
ten betraut ist, soll höchstens 50 und bei 
gleichzeitiger Wahrnehmung anderer Aufgaben 
entsprechend weniger Vormundschaften oder 
Pflegschaften führen.“ 

  
„Ein Minderjähriger erhält einen Vormund, wenn 
er nicht unter elterlicher Sorge steht oder wenn 
die Eltern weder in den die Person noch in den 
das Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur 
Vertretung des Minderjährigen berechtigt sind (§ 
1773 Abs.1 BGB).“ 

 
Bei der Vormundschaft handelt es sich um eine 
umfassend wirkende Aufgabe für die Personen- 
und Vermögenssorge, während die Pflegschaft 
eine ergänzende, in Teilbereichen wirkende Auf-
gabe darstellt. „Auf die Pflegschaft finden die für 
die Vormundschaft geltenden Vorschriften ent-
sprechende Anwendung, soweit sich nicht aus 
dem Gesetz ein anderes ergibt (§ 1915 Abs. 1 S. 1 
BGB).“ 
 
Die Führung der Amtsvormundschaften und 
Amtspflegschaften gehören zu den anderen Auf-
gaben der Jugendhilfe (vgl. § 2 Abs. 3 Ziffer 11 
SGB VIII). Die Übertragung des Amtes als Vor-
mund und Pfleger auf eine bestimmte Fachkraft 
zählt zu den Angelegenheiten der laufenden Ver-
waltung. Die Fachkraft ist gesetzlicher Vertreter 
des Kindes oder Jugendlichen und hat den per-
sönlichen Kontakt sowie dessen Pflege und Erzie-
hung persönlich zu fördern und zu gewährleisten 
(vgl. § 55 Abs. 3 SGB VIII). 
 
Neben der Vormundschaft des Jugendamts exis-
tieren noch weitere Formen der Vormundschaft:     
• Die ehrenamtliche Einzelvormundschaft. 
• Die Berufsvormundschaft. 
• Die Vereinsvormundschaft. 
 
Die Bestellung des Vormunds/Pflegers erfolgt 
durch das Familiengericht nach Anhörung des 
Jugendamts (vgl. § 1779 Abs. 1 BGB). Sie endet, 
wenn die Gründe zu ihrer Einrichtung nicht mehr 
bestehen. Hierzu ist ein familiengerichtlicher Be-
schluss erforderlich, jedoch nicht bei Volljährig-
keit und gesetzlicher Vormundschaft. Der Be-
schluss wird mit Bekanntgabe wirksam. 

1.1 Gesetzliche Amtsvormundschaft  
Die gesetzliche Amtsvormundschaft tritt unmittel-
bar kraft Gesetzes ein, ein Verfahren des Famili-
engerichts ist nicht erforderlich.  
 
Nach § 1675 BGB ruht die elterliche Sorge. Solan-
ge ist ein Elternteil nicht berechtigt diese auszu-
üben. Das Ruhen der elterlichen Sorge kann we-
gen rechtlicher Hindernisse, z.B. Geschäftsunfä-
higkeit und bei beschränkter Geschäftsfähigkeit 
bestehen (vgl. § 1673 BGB und § 1791c Abs. 1 
BGB).  
Dies ist bei einem außerhalb einer Ehe geboren 
Kind einer minderjährigen unverheirateten Mutter 
der Fall. Die Mutter übt tatsächlich die Personen-
sorge aus und der Vormund hat die Position des 
gesetzlichen Vertreters. Bestehen Meinungsver-
schiedenheiten zwischen dem minderjährigen 
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Elternteil und dem Vormund, so geht die Meinung 
des minderjährigen Elternteils vor. Widerspricht 
die Entscheidung der minderjährigen Mutter dem 
Kindeswohl, so bedarf es in diesen Fällen einer 
familiengerichtlichen Entscheidung (vgl. §§ 1673 
Abs. 2, 1791c Abs. 1 BGB).  
 
Die gesetzliche Amtsvormundschaft endet entwe-
der mit der Volljährigkeit der Mutter oder durch 
eine Sorgeerklärung der Eltern, wenn der Vater 
volljährig ist (vgl. § 1626a BGB). Beim Vorliegen 
einer Sorgeerklärung hat der Vater die elterliche 
Sorge alleine, solange die Mutter minderjährig ist. 
 
Eine gesetzliche Amtsvormundschaft tritt eben-
falls mit der Einwilligung eines Elternteils in die 
Annahme des Kindes (vgl. § 1751 BGB) ein. Sie 
endet durch rechtskräftigen Beschluss des Fami-
liengerichtes über die vollzogene Adoption des 
Kindes. 

1.2 Bestellte Vormundschaft 
Voraussetzungen zur Anordnung einer Vormund-
schaft oder Pflegschaft durch das Familiengericht 
liegen nach § 1773 BGB vor:  
 
• Bei Tod der Sorgeberechtigten (vgl.§§ 1680, 

1681 Abs. 1 BGB).  
• Wenn die Eltern zur Ausübung der Personen- 

und/oder Vermögenssorge für ihr Kind nicht be-
rechtigt sind, da das Familiengericht aufgrund 
einer Kindeswohlgefährdung den Eltern nach 
§§ 1666, 1666a BGB das Vertretungsrecht ent-
zogen hat. 

• Wenn die elterliche Sorge nicht ausgeübt wer-
den darf, weil sie aufgrund eines rechtlichen 
Hindernisses (vgl. § 1673 BGB) oder tatsächli-
chen Hindernisses (vgl. § 1674 BGB) ruht, bei-
spielsweise  bei unbekanntem Aufenthalt, Auf-
enthalt im Ausland (unbegleitete minderjährige 
Ausländer) oder Inhaftierung der Sorgeberech-
tigten.  

• Wenn der Familienstand des Kindes oder Ju-
gendlichen nicht zu ermitteln ist (vgl. § 1773 
BGB).  

 
Die Anordnung der Vormundschaft oder Pfleg-
schaft endet nach Abänderung der gerichtlichen 
Entscheidungen durch Beschluss des Familienge-
richtes bzw. Volljährigkeit des Mündels.  
 
 

1.3 Bestellte Pflegschaft / Ergänzungspflegs-
chaft 
Einen Pfleger erhält derjenige, der unter elterlicher 
Sorge der Eltern steht, wenn das Sorgerecht teil-
weise entzogen wurde. Eine erforderliche Erweite-
rung des Wirkungskreises kann durch das Famili-
engericht erfolgen. 
Auf die Pflegschaft findet die für die Vormund-
schaft geltenden Vorschriften entsprechende An-
wendung (vgl. § 1915 Abs. 1 S. 1 BGB). 
Bei Interessenskonflikten (z.B. Erbschaftsausei-
nandersetzungen), In-Sich-Geschäften und der 
Ausübung des Zeugnisverweigerungsrechtes, 
erhält der junge Mensch einen Ergänzungspfleger. 
 

2 Wirkungsbereiche der Vormundschaft 

Wenn im Folgenden die Vormundschaft/der Vor-
mund benannt wird, so ist die Pflegschaft/der 
Pfleger inkludiert, es sei denn, eine Differenzie-
rung der beiden Aufgabenbereiche ist erforder-
lich. 
 
Die Vormundschaft orientiert sich an den Inhal-
ten/Aufgaben der elterlichen Sorge, hierunter 
versteht man die Summe von gesetzlichen Rech-
ten und Pflichten von Eltern gegenüber ihren Kin-
dern. Dabei unterscheidet man zwischen der Sor-
ge für die Person des Kindes - Personensorge - 
und das Vermögen des Kindes - Vermögenssorge - 
(vgl. § 1626 Abs. 1 S. 2 BGB). 
Das Schaubild 1 illustriert die wesentlichen Wir-
kungsbereiche der Vormundschaft, die in der Fol-
ge differenzierter dargestellt werden.  
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Bei Unterbringung eines Mündels nach §§ 33 ff. 
SGB VIII delegiert der Vormund nach § 1688 BGB 
Angelegenheiten des täglichen Lebens an Erzie-
hungs- und Betreuungspersonen. Angelegenhei-
ten des täglichen Lebens sind in der Regel solche, 
die häufig vorkommen und die keine schwer ab-
zuändernden Auswirkungen auf die Entwicklung 
des Kindes haben (§ 1687 Abs. 1 BGB).  

2.1 Personensorge 
Die Personensorge ist ein Teil der elterlichen Sor-
ge und umfasst das Recht und die Pflicht der Pfle-
ge, Erziehung, Beaufsichtigung und Aufenthalts-
bestimmung des Kindes (vgl. § 1631 BGB). 
Unter Pflege versteht man u.a. die Sorge für das 
leibliche Wohl des Mündels durch Verpflegung, 
Gesundheitsfürsorge und Unterbringung. 

2.1.1 Aufenthaltsbestimmungsrecht 

Aus dem Recht der Aufenthaltsbestimmung folgt 
für die Amtsvormundschaft, dass ihr generell die 
Zustimmung zum Wohnort, des gewöhnlichen 
Aufenthalts oder des tatsächlichen Aufenthalts 
(vgl. §§ 1631 ff. BGB) obliegt.  
Weitere Inhalte sind: 
 
• Die Herausgabe des jungen Menschen von je-

dem zu verlangen, insbesondere dann, wenn 
sein Aufenthalt widerrechtlich ist (vgl. § 1632 
BGB).  

• Die Unterbringung des Mündels in Abstimmung 
mit den sozialen Diensten bei Pflegepersonen 
oder Verwandten, in Einrichtungen der Jugend-
hilfe oder anderen Einrichtungen. 

• Die Meldepflicht beim Einwohnermeldeamt 
(vgl. § 17 BMG). 

• Die Zustimmung zu Reisen ins Ausland unter 
Berücksichtigung von ausländerrechtlichen 
Vorschriften, z.B. Aufenthaltstitel des Mündels, 
und der Einreisbestimmungen. 

• Antrag beim Familiengericht auf freiheitsent-
ziehende Unterbringung (vgl. § 1631b BGB). 

2.1.2 Umgang 

Die Gestaltung und Regelung des Umgangs orien-
tiert sich am Wohl des Mündels.  
Dabei findet das Recht des Kindes auf Umgang 
mit jedem Elternteil (vgl. § 1684 Abs. 1 BGB) so-
wie die Verpflichtung und Berechtigung jedes 
Elternteils  zum Umgang mit dem Kind, Anwen-
dung.  
 
Neben dem Umgang mit den Eltern, haben auch 
Großeltern und Geschwister ein Umgangsrecht mit 
dem Kind. Voraussetzung hierfür ist, dass dieser 
dem Wohle des Kindes dient (vgl. § 1685 Abs. 1 

BGB). Darüber hinaus gilt dies auch für andere 
enge Bezugspersonen des Kindes, wenn diese 
tatsächlich für das Kind Verantwortung tragen 
oder getragen haben (sozial-familiäre Beziehung). 
Dies ist anzunehmen, wenn die Person längere 
Zeit mit dem Kind in häuslicher Gemeinschaft 
zusammen gelebt hat (vgl. § 1685 Abs. 2 BGB). 

2.1.3 Gesundheitsfürsorge 
In diesem Bereich hat der Vormund für die Sicher-
stellung der Kranken- und Pflegeversicherung zu 
sorgen.  
Er ist zudem verantwortlich für: 
 
• Die körperliche Unversehrtheit (vgl. Art. 2 Abs. 

2 GG). 
• Die regelmäßige Gesundheitsvorsorge. 
• Die Einwilligung zu medizinischen Maßnahmen 

und Eingriffen (z.B. Operationen, Impfungen, 
Bluttransfusionen, usw.). 

• Die Veranlassung notwendiger medizinischer 
Untersuchungen. 

• Die Beantragung medizinischer Hilfsmittel. 
• Die Gewährleistung von Sexualaufklä-

rung/Einwilligung zu empfängnisverhütenden 
Maßnahmen. 

• Die Entscheidung nach dem Transplantations-
gesetz (z.B. Knochenmarkspende). 

• Die Entscheidung über das Leben beendende 
Maßnahmen unter Einbeziehung des einwilli-
gungsfähigen Kindes, der Kindeseltern und An-
rufung des Familiengerichts (vgl. Oberloskamp 
2017, S. 198f.). 

2.1.4 Bildung 
Bei der Inanspruchnahme von Angeboten der 
Kindertagesbetreuung, der Schule, Ausbildung 
und Beruf nach § 1631a BGB, wird die Eignung 
und Neigung des Mündels berücksichtigt. Die 
Entscheidung obliegt aber letztlich dem Vormund.  

2.1.5 Hilfen zur Erziehung/Erziehung 

Aus § 1 f. Abs. 1 SGB VIII ergibt sich als Aufgabe 
für den Vormund, ein Mündel zu fördern und Ein-
fluss zu nehmen auf dessen Entwicklung und Ver-
halten, um dieses zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu er-
ziehen.  
 
Zu diesen Aufgabenbereichen gehören insbeson-
dere: 
 
• Die Antragstellung auf Gewährung von Hilfe zur 

Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII.  



 

Seite 6 von 26 
 

  

• Die Wahrnehmung des Wunsch- und Wahl-
rechts gem. § 5 SGB VIII (z.B. Wahl der Einrich-
tung bzw. ambulante Dienste). 

• Die Mitbestimmung der Erziehungsziele. 
• Die Förderung und Gewährleistung von Erzie-

hung. 
• Die Beteiligung am Hilfeplanverfahren als Per-

sonensorgeberechtigte gem. § 36 SGB VIII. 
• Die Beachtung des Selbstbestimmungsrechts 

des Mündels. 
• Die Zusammenarbeit mit allen relevanten Ko-

operationspartnern/Schnittstellen, die an der 
Erziehung des Mündels beteiligt sind gem. § 37 
SGB VIII. 

2.1.6 Status und Name 
Der Vormund ist für alle status- und namensrecht-
lichen Fragen zum Wohle des Kindes gem.                    
§§ 1616 ff. BGB verantwortlich. 
Hierzu gehören: 
 
• Die Klärung der Abstammung (z.B. Vaterschaft). 
• Die Zustimmung zur Anerkennung der Vater-

schaft der Kinder von minderjährigen Müttern 
(vgl. § 1595 Abs. 2 BGB). 

• Die Mitwirkung im Adoptionsverfahren durch 
Einwilligung zur Adoption (vgl. § 1746 BGB). 

• Die Antragstellung und Vertretung bei der Na-
mensänderung (vgl. §§ 1616 ff., 1757 BGB und 
den Vorschriften des Namensänderungsgeset-
zes). 

• Bei Kindern und Jugendlichen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit: Beantragung und Sicher-
stellung von Aufenthaltstiteln sowie Berück-
sichtigung ausländerrechtlicher Belange gemäß 
den ausländerrechtlichen Bestimmungen. 

• Die Klärung der Staatsangehörigkeit (vgl. § 4 
StAG). 

• Die Antragstellung zur Einbürgerung.  

2.1.7 Weltanschauung und Religion 
Bis zum vollendeten 14. Lebensjahr entscheidet 
der Vormund unter Mitwirkung des Mündels über 
dessen weltanschauliche und religiöse Erziehung.  
Dabei hat der Vormund folgende Aufgabenberei-
che: 
 
• Die Mitbestimmung bei der Wahl des entspre-

chenden Unterrichtsfachs. 
• Die Entscheidung zur Taufe mit Genehmigung 

des Familiengerichtes nach § 3 Abs. 2  KErzG 
über die religiöse Kindererziehung. 

• Die Entscheidung über die Beschneidung des 
männlichen Mündels aus religiösen Gründen 
(vgl. § 1631d BGB). 

2.1.8 Zeugnisverweigerungsrecht 

Gemäß § 52 Abs. 1 Nr. 3 StPO steht einem min-
derjährigen Zeugen in Ermittlungsverfahren gegen 
Verwandte in gerader Linie ein Zeugnisverweige-
rungsrecht zu. Hat der Minderjährige wegen man-
gelnder Verstandesreife von der Bedeutung sei-
nes Zeugnisverweigerungsrechts keine genügen-
de Vorstellung, so darf er nur vernommen werden, 
wenn er zur Aussage bereit ist und auch sein ge-
setzlicher Vertreter, sprich der Vormund bzw. 
Pfleger, der Vernehmung zustimmt (vgl. § 52 Abs. 
2 Satz 1 StPO). 

2.1.9 Behördliche Belange 
Die Vormundschaft stellt insbesondere sicher, 
dass die Beantragung von Ausweisdokumenten 
und Sozialleistungen zum Wohle des Mündels 
erfolgt. 

2.1.10 Ausländerrechtliche Angelegenheiten 

Das Ausländerrecht umfasst das Aufenthalts-, 
Freizügigkeits- und Asylgesetz. Diese Rechtsge-
biete sind häufigen Veränderungen und Ergän-
zungen ausgesetzt (z.B. Familiennachzug).  
Somit muss der Vormund in diesen breitgefächer-
ten Rechtsgebieten stets auf dem aktuellen 
Kenntnisstand sein.  
 
Der Vormund muss als gesetzliche Vertretung 
prüfen, nach welcher Gesetzesgrundlage ein (un-
begleiteter) minderjähriger Ausländer eine Blei-
beperspektive in Deutschland hat.  
 
Folgende Aufgaben hat der Vormund dabei: 
 
• Prüfung der Asylantragsstellung nach § 14 Abs. 

2 AsylG unter Berücksichtigung des Kindes-
wohls und sozialpädagogischer Aspekte beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 

• Antragstellung von Duldung, Aufenthaltsgestat-
tung und Aufenthaltserlaubnis. 

• Vorbereitung auf die Asylanhörung unter Be-
rücksichtigung der individuellen Lebenssituati-
on (Traumatisierung, Sprache, Kultur). 

• Begleitung zur Asylanhörung. 
• Prüfung einer fristgerechten Klageerhebung bei 

negativem Asylbescheid, Beantragung von Pro-
zesskostenhilfe, Vertretung und Begleitung des 
Mündels im Gerichtsverfahren. 

• Information des Mündels über die Anspruchs-
grundlage zum Familiennachzug.  

 
Bei Aufklärungsgesprächen zur medizinischen 
Altersfeststellung ist ein Mitarbeiter der Amtsvor-
mundschaften anwesend und willigt dem Verfah-
ren schriftlich zu. 

https://dejure.org/gesetze/StPO/52.html
https://www.rechtslupe.de/stichworte/verwandte
https://www.rechtslupe.de/stichworte/vertreter
https://dejure.org/gesetze/StPO/52.html
https://dejure.org/gesetze/StPO/52.html
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2.1.11 Geltendmachung von Unterhaltsansprü-
chen 

Der Vormund stellt sicher, dass Unterhaltsan-
sprüche des Mündels geltend gemacht werden. 
Hierbei ist zu beachten, dass im Falle von Gewäh-
rung von Leistungen der vollstationären Jugend-
hilfe der Unterhaltsanspruch des Kindes ruht, da 
die Eltern zu einem Kostenbeitrag herangezogen 
werden (§§ 91 ff. SGB III). Bei Inanspruchnahme 
von Sozialleistungen, wie zum Beispiel Jobcenter-
leistungen und Unterhaltsvorschuss, gehen die 
Ansprüche auf die jeweiligen Sozialleistungsträ-
ger über.  
Dem Amtsvormund steht kein Antragsrecht einer 
Beistandschaft zur Klärung der Abstammung und 
Geltendmachung von Unterhalt nach § 1713 BGB 
zu.  

2.2 Vermögenssorge 
Nach § 1793 BGB hat der Vormund das Recht und 
die Pflicht, für das Vermögen des Mündels zu sor-
gen und ihn in diesen Angelegenheiten zu vertre-
ten.  
Die Vermögenssorge umfasst vor allem: 
  
• Die risikofreie, mündelsichere Anlage und Ver-

waltung des Mündelvermögens. 
• Die Vertretung bei Rechtsgeschäften. 
• Die Gewährleistung des Versicherungsschut-

zes, z.B. durch Abschluss von Versicherungs-
verträgen. 

• Die Realisierung von Sozialleistungen (z.B. BA-
föG, Berufsausbildungsbeihilfe, Rentenansprü-
che, etc.). 

• Die Regelung von Erbschaftsangelegenheiten. 
• Die Antragstellung bei Ansprüchen auf Leistun-

gen nach dem Opferentschädigungsgesetz. 
• Die Geltendmachung von Schmerzensgeld und 

Schadensersatzansprüchen. 

2.2.1 Regelung von Erbschaftsangelegenheiten 

Erbschaftsangelegenheiten werden durch den 
Vormund zum Wohle des Mündels geregelt.  
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

3 Örtliche Zuständigkeit 

Nach § 87c Abs. 3 SGB VIII ist für die bestellten 
Vormundschaften und Pflegschaften das Jugend-
amt zuständig, in dessen Bereich das Kind oder 
der Jugendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 
 
In der Regel wird das Jugendamt Vormund, wo das 
Kind oder der Jugendliche zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung des Familiengerichts wohnhaft ist bzw. 
seinen Lebensmittelpunkt hat. 
 
Hierdurch soll eine ortsnahe Betreuung des Kin-
des oder Jugendlichen gewährleistet werden. 
„Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, 
wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen 
lassen, daß [sic!] er an diesem Ort oder in diesem 
Gebiet nicht nur vorübergehend verweilt.“3  
 
Der gewöhnliche Aufenthalt eines Kindes oder 
Jugendlichen wird durch die Zielsetzungen des 
Hilfeplanverfahrens bestimmt.  
 
Sollte sich der Lebensmittelpunkt eines Mündels 
ändern, ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die 
Abgabe der Vormundschaft dem Wohle des Mün-
dels entspricht. 
 
Für die gesetzlichen Amtsvormundschaften nach 
§ 1791c BGB richtet sich die örtliche Zuständig-
keit des Jugendamtes nach dem gewöhnlichen 
Aufenthalt der Mutter (vgl. § 87c Abs. 1 S. 1 SGB 
VIII). 
„Für die Vormundschaft, die im Rahmen des Ver-
fahrens zur Annahme als Kind eintritt, ist das Ju-
gendamt zuständig, in dessen Bereich die an-
nehmende Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hat.“4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
3 § 30 Abs. 3 S. 2 SGB I. 
4 § 87c Abs. 4 SGB VIII. 
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4 Anhörung des Kindes vor Übertragung 
der Vormundschaft 

Die Anhörung der Kinder oder Jugendlichen ist 
nach § 55 Abs. 2 S. 2 SGB VIII gesetzlich vorge-
schrieben, soweit es nach dem Alter und Entwick-
lungsstand des Kindes oder Jugendlichen möglich 
ist. Ziel ist eine Übertragung der Aufgabe auf eine 
möglichst geeignete Person für das Mündel. 
Deshalb erfolgt für das Amt für Jugend und Familie 
der Landeshauptstadt Mainz folgende Festlegung: 
 
• Eine Aufteilung nach Buchstaben erfolgt nicht. 
• Innerhalb der Vormundschaft des Amtes für 

Jugend und Familie wird die Entscheidung an-
hand der Fallbeschreibung und Schilderung der 
Problemlage durch die Sozialen Dienste in Ab-
sprache mit der Sachgebiets- und Teamleitung 
der Amtsvormundschaft getroffen.  

• Bei dem Erstgespräch wird der junge Mensch 
über die Möglichkeit und das Verfahren infor-
miert, in begründeten Fällen einen Wechsel des 
Vormunds vorzunehmen.  

 
Bei der Möglichkeit der Übertragung der Vor-
mundschaft auf einen Einzelvormund, erfolgt der 
Antrag an das Familiengericht nach Absprache mit 
den Sozialen Diensten durch den Vormund ggf. 
auch durch den Einzelvormund - unter Berück-
sichtigung des Entwicklungsstands des Mündels 
mit Beifügung seiner schriftlichen Einverständnis-
erklärung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5 Führung der Vormundschaften 

Die Führung der Vormundschaft hat sich am Woh-
le des Mündels zu orientieren und zielt darauf, 
diese zu eigenverantwortlichen, selbstständigen 
und gemeinschaftsfähigen Menschen zu erzie-
hen.  
 
• § 1 Abs. 1 SGB VIII: „Jeder junge Mensch hat 

ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und 
auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.“ 

 
Der Vormund ist privatrechtlich tätig und in der 
Ausübung seines Amtes unabhängig. Nähere Aus-
führungen hierzu erfolgen unter 7.2 Unabhängig-
keit des Vormunds/Pflegers bei der Interessen-
wahrnehmung. 
 
Die Arbeit des Vormunds soll darauf hinwirken, 
dass, unter Berücksichtigung der Wünsche, Mög-
lichkeiten und Ressourcen des Mündels, ange-
messene Hilfen ermöglicht werden. Als Methode 
zur fachlichen Einschätzung dient die kollegiale 
Fallberatung. 
Für den Vormund ergeben sich insbesondere fol-
gende Tätigkeitsfelder: 
 
• Anamnese der Fallsituation des Mündels auf 

Grundlage vorhandener Informationen unter 
Einbeziehung der Sozialen Dienste und anderer 
relevanter Akteure. 

• Ressourcenorientierter Blick auf das Mündel 
und seine Lebenswelt. 

• Beantragung von erforderlichen Hilfeleistun-
gen. 

• Mitwirkung bei der Ausgestaltung der Hilfen. 
• Förderung und Einforderung der bzw. von Parti-

zipation des Mündels. 
• Teilnahme an Hilfeplan- und Krisengesprächen. 
• Kontaktpflege und Austausch mit dem Mündel. 
• Einzelfallabhängige(r) Austausch / Kooperatio-

nen mit relevanten Akteuren, wie z.B. den Sozi-
alen Diensten, Betreuungspersonen, Lehrern, 
Ärzten. 

• Einzelfallabhängige Begleitung und Wahrneh-
mung von Terminen wie z.B. Arztgesprächen, 
Banken, Polizei, Gericht. 

• Teilnahme an strafrechtlichen und asylrechtli-
chen Gerichtsverfahren. 

• Verfassen von Mündelberichten, Stellungnah-
men und Anträgen für das Familiengericht. 

• Abwicklung von vermögensrechtlichen Angele-
genheiten wie z.B. Nachlassangelegenheiten, 
Bankgeschäften, Unterhaltsangelegenheiten. 
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• Antragstellung wie z.B. Rentenanträge, Opfer-
entschädigung, Jugendhilfeleistungen, sonstige 
Sozialleistungen. 

• Bearbeitung des anfallenden Schriftverkehrs 
und Dokumentation der einzelnen Tätigkeiten. 

 
Für die Führung einer Vormundschaft, die sich am 
Wohl des Mündels orientiert, muss der Vormund 
Kenntnisse über dessen Lebensbereiche besitzen 
und Kontakt zum sozialen Umfeld pflegen. Die 
Kontaktpflege zum Mündel kann bereits durch die 
Art der Unterbringung, Jugendhilfeeinrichtung 
oder Privathaushalt einer Pflegefamilie, differie-
ren. Der Vormund ist daher auf die Kooperation 
und die Interaktion mit unterschiedlichen Akteu-
ren angewiesen. Die Kooperationspartner, die 
durch die Interaktion zwischen Vormund und 
Mündel besondere Relevanz besitzen, sind in 
Schaubild 2 dargestellt. Deren Bedeutung für die 
Führung der Vormundschaft wird ab 5.1 Kontakt 
zum Mündel beschrieben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 

5.1 Kontakt zum Mündel 
Zur verantwortlichen Vertretung der Interessen 
des Mündels muss der Vormund alle seine Mün-
del persönlich kennen. Er soll im Rahmen der ge-
setzlichen Vorgaben nach § 55 Abs. 3 S. 3 SGB 
VIII regelmäßig Kontakt pflegen, so dass sich ein 
Vertrauensverhältnis aufbauen und eine persönli-
che Beziehung zum Mündel entwickeln kann.  
Eine Kontaktaufnahme bzw. ein persönlicher Be-
such sollte in der üblichen Umgebung des Mün-
dels stattfinden.  
Für die Amtsvormundschaft der Landeshauptstadt 
Mainz sind regelmäßige Kontakte für eine qualita-
tiv gute Arbeit unverzichtbar. Diese sind für einen  

Beziehungsaufbau und eine angemessene Ein-
schätzung der Lebenssituation unerlässlich.  
Vor diesem Hintergrund haben die Mitarbeiter die 
Möglichkeit, mit ihren Mündeln Freizeitaktivitäten 
zu unternehmen. Hierfür stellt das Amt für Jugend 
und Familie die erforderlichen zeitlichen Ressour-
cen und ein finanzielles Budget zur Verfügung.  
In Krisensituationen sind häufigere Kontakte mit 
den Mündeln selbstverständlich. Bei Bedarf kön-
nen sie den Vormund im Amt für Jugend und Fami-
lie aufsuchen oder telefonisch kontaktieren.    
Dies trägt dazu bei, dass sich das Mündel in Kri-
sen- und Gefährdungssituationen, die unter Um-
ständen im Zusammenhang mit seiner üblichen 
Umgebung stehen, auch direkt an den Vormund 
wenden wird.   
Persönliche Kontakte mit dem Mündel erfolgen in 
der Regel monatlich, „es sei denn, im Einzelfall 
sind kürzere oder längere Besuchsabstände…“5 
erforderlich. Abweichungen werden dokumentiert 
und begründet.  
Um die beschriebenen Anforderungen der Kon-
taktgestaltung zu wahren, sind entsprechende 
zeitliche Ressourcen notwendig. Die erforderli-
chen Zeitkontingente werden durch das Amt für 
Jugend und Familie für die Vormundschaft zur 
Verfügung gestellt. 

5.1.1 Handlungsstandards der Kontaktgestaltung  

Die Beziehung zwischen Vormund und Mündel ist 
in der Regel auf längere Dauer angelegt und 
zeichnet sich in den meisten Fällen auch durch 
eine hohe Konstanz aus. Bei den regelmäßigen 
Kontakten zu seinem Mündel baut der Vormund 
eine Beziehung auf, die diesem Sicherheit und 
Verlässlichkeit bietet. Hierfür orientieren sich die 
Vormünder des Amtes für Jugend und Familie an 
Handlungsstandards, die aus den gesetzlichen 
Aufgaben abgeleitet wurden: 
 
• Der Vormund handelt im Interesse des Mündels 

und berücksichtigt hierbei, ob der Wille mit 
dem Wohl des Mündels vereinbar ist. 

• Der Vormund bezieht das Mündel partizipativ in 
seine Zielfindungs- und Entscheidungsprozes-
se ein (vgl. 5.2 Beteiligung des Mündels in der 
Konzeption).  

• Die Intensität der Kontakte richtet sich nach der 
persönlichen Situation des Mündels. 

• Der Vormund ist gegenüber seinem Mündel 
wertschätzend und berücksichtigt seine Le-
bensgeschichte.  

                                                           
5 § 1793 Abs. 1a BGB. 
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• Der Vormund beachtet bei der Interaktion mit 
dem Mündel dessen Alter bzw. Entwicklungs-
stand.   

• Der Vormund dokumentiert und evaluiert die 
Kontakte zum Mündel. 

5.1.2 Erstgespräch  

Der Vormund klärt in dem Erstgespräch über seine 
Rolle auf und verdeutlicht die Tätigkeitsbereiche 
der Vormundschaft. Gleichzeitig lernt der Vor-
mund das Mündel erstmalig persönlich kennen 
und schafft die Basis für eine vertrauensvolle Be-
ziehung.   
Durch die Herausnahme aus der Herkunftsfamilie, 
mit oder gegen den Willen des jungen Menschen, 
und durch die Inobhutnahme in einer fremden 
Erziehungsstelle, ist das Mündel mit einer kriti-
schen Lebenssituation konfrontiert, die der Vor-
mund in dem Erstgespräch berücksichtigen muss. 
Der individuellen Lage entsprechend, wirkt der 
Vormund darauf hin, eine angemessene Atmo-
sphäre zu schaffen und zusätzliche Belastungs-
faktoren zu vermeiden. 

5.1.3 Regelmäßiger Kontakt zwischen dem Vor-
mund und dem Kind/ Jugendlichen 

Mit der Gesetzesreform wurde zu dem § 1793 
BGB der Abs. 1a eingefügt, der den regelmäßigen 
und persönlichen Kontakt zum Mündel festlegt. 
Durch diesen kontinuierlichen und intensiven 
Kontakt wird die Basis für ein gegenseitiges Ver-
trauensverhältnis geschaffen. Der regelmäßige 
Kontakt bildet zudem auch die Voraussetzung 
dafür, dass der Vormund stets über die aktuelle 
Lebenssituation und den Entwicklungsstand des 
Mündels informiert ist und somit auch seiner Auf-
gabe gerecht werden kann, dessen Entwicklung 
und Bildung zu fördern. 
Ziel des regelmäßigen Kontakts ist daher, ein um-
fassendes Bild über die aktuellen Lebensumstän-
de des Mündels, insbesondere zu folgenden Be-
reichen, zu bekommen:  
 
• Sicherstellung des Kindesschutzes. 
• Stand der sozialen Integration in: Pflegefamilie, 

Institution, Peergroup, Schule, Vereine, etc.  
• Stand der Verselbstständigung. 
• Stand der Zielerreichung zu den Vereinbarun-

gen im Hilfeplan. 
• Stand der psychosozialen Entwicklung. 
 
Durch die kontinuierliche Beziehungsarbeit wird 
der Vormund ein verlässlicher Partner, der ver-
bindlich die Bedürfnisse, Interessen und aktuel-
len Lebensumstände des Mündels dazu nutzt, 

angemessene Entscheidungen zu treffen und de-
ren Umsetzung gemäß § 1688 BGB zu verfolgen. 
Hierfür können Arbeitshilfen, wie z.B. der Fragen-
katalog6 und die Ressourcenkarte7 verwendet 
werden. Wesentliche Merkmale zur Erfüllung die-
ser Aufgaben sind zum einen, dass eine Beteili-
gung des Mündels erfolgt8 und zum anderen, 
dass das gewöhnliche Umfeld des Mündels mit 
einbezogen wird.  

5.1.4 Kontakt zum gewöhnlichen Umfeld des 
Mündels 

Aus der Interaktion mit dem gewöhnlichen Umfeld 
des Mündels9 folgen als grundlegende Aufgaben 
des Vormunds: 
 
• Die Wahrnehmung von aktuellen Veränderun-

gen auf persönlicher und sozialer Ebene. 
• Die Erörterung der Bedarfssituation des Mün-

dels mit den relevanten Personen und Stellen 
des Helfersystems, wie z.B. Therapeuten, Leh-
rern, Betreuungspersonen, Ärzten, … 

• Die Verantwortung für die Umsetzung der ver-
einbarten Ziele und Maßnahmen des Helfersys-
tems.  

Die Intensität und Dauer der Kontakte in der Zu-
sammenarbeit ist abhängig von der individuellen 
Sach- bzw. Problemlage des Mündels.  

5.2 Beteiligung des Mündels 
Bereits in der UN-Kinderrechtskonvention ist das 
Recht der Kinder und Jugendlichen auf Beteiligung 
verankert: „Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, 
das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, 
das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind 
berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, und 
berücksichtigen die Meinung des Kindes ange-
messen und entsprechend seinem Alter und sei-
ner Reife.“10 
Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe konkreti-
siert sich dieses Recht insbesondere in den §§ 8 
und 36 SGB VIII. 
Die Partizipation des Mündels stellt in der Vor-
mundschaft der Landeshauptstadt Mainz einen 
grundlegenden Handlungsstandard dar, da hier-
durch ein wichtiger Beitrag zum Aufbau einer 
wertschätzenden, von gegenseitigem Respekt 
geprägten Beziehung geleistet wird. Darüber hin-

                                                           
6 Anlage 1 Fragenkatalog.  
7 Anlage 2 Ressourcenkarte. 
8 Siehe 5.2 Beteiligung des Mündels in der Konzeption. 
9 Siehe Schaubild 2. 
10 Artikel 12 Abs. 1 der UN-Kinderrechtskonvention. 
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aus kann die Beteiligung eine Stärkung des 
Selbstwertgefühls des Mündels bewirken.   
Der Vormund informiert sein Mündel über sein 
Recht der Beteiligung und unterstützt ihn hierbei. 
Hiermit verbunden ist aber auch, dem Mündel die 
individuellen Grenzen von Partizipation aufzuzei-
gen. 
Das Handeln des Vormunds wird mit dem Mündel 
entsprechend seines Entwicklungsstandes be-
sprochen und somit eine Transparenz über Ziele 
und Entscheidungen hergestellt. Somit ist der 
Vormund einerseits direkter Adressat der Wün-
sche und Bedürfnisse des Mündels, andererseits 
ist er auch dafür verantwortlich, indirekt die Betei-
ligung des Mündels in anderen Lebensbereichen, 
wie z.B. in der Jugendhilfeeinrichtung oder Schu-
le, zu unterstützen. Dies trägt auch dazu bei, dass 
das Mündel aktiv sein Leben mitgestaltet und 
Kompetenzen gestärkt werden.  

5.3 Kooperation zwischen Vormund und Fa-
miliengericht 
Erste Berührungspunkte haben Vormund und 
Familiengericht bereits bei der Anordnung einer 
Vormundschaft. 
 
Einer minderjährigen Person ist ein Vormund zu 
bestellen, wenn sie nicht unter elterlicher Sorge 
steht.  
Ein Sorgerechtsentzug oder das Feststellen über 
das Ruhen der elterlichen Sorge wird gerichtlich 
festgestellt. Ein entsprechender Beschluss des 
Familiengerichtes über die Vormundschaft oder 
Pflegschaft erfolgt.  
Die Auswahl und die Bestellung des Vormunds 
werden durch das Familiengericht vorgenommen. 
In der Regel wird das Jugendamt ausgewählt. 
Nach § 55 SGB VIII überträgt das Jugendamt die 
Aufgaben des Vormundes einzelnen seiner Mitar-
beiter. In dem übertragenden Rahmen sind diese 
gesetzliche Vertreter des Mündels und nicht Ver-
treter des Jugendamtes. Der Vormund ist privat-
rechtlich tätig. 
Steht ein Kind bei Geburt nicht unter elterlicher 
Sorge, z.B. wenn die Mutter minderjährig und 
unverheiratet ist (vgl. § 1791c BGB) oder ein lau-
fendes Adoptionsverfahren besteht (vgl. § 1751 
BGB), wird das Jugendamt kraft Gesetzes Amts-
vormund, ohne dass es eines gesonderten Be-
schlusses durch das Familiengericht bedarf. Das 
Standesamt informiert das Jugendamt über die 
Geburt eines Kindes einer minderjährigen, nicht 
verheirateten Mutter (vgl. § 52a SGB III, § 57 Abs. 
1 PStV). Die Information wird an das Familienge-
richt weitergeleitet, da hierdurch eine gesetzliche 
Vormundschaft eingetreten ist.  

Seit der Gesetzesänderung zur Reform der Vor-
mundschaft hat die Zusammenarbeit zwischen 
Vormundschaft und Familiengericht an Bedeutung 
gewonnen.    
Der Vormund hat ein Recht auf Beratung und un-
terliegt der Aufsicht und Kontrolle des Familienge-
richts (vgl. § 1837 Abs. 1 und 2 BGB). Da er privat-
rechtlich tätig ist, ist er in der Ausübung seines 
Amtes nur begrenzt weisungsgebunden.  
Zur Ausübung der Aufsicht des Familiengerichtes 
hat der Vormund dem Gericht gegenüber mindes-
tens einmal jährlich Bericht zu erstatten(vgl.         
§ 1840 BGB).                                                                                                                                                               
 
Der Bericht beinhaltet immer die persönlichen 
Kontakte, vorgeschrieben sind in der Regel eine 
monatliche Besuchsfrequenz, sowie die getätig-
ten Rechtsgeschäfte. Im Rahmen der jeweiligen 
Wirkungskreise, erfolgt eine aktuelle Beschrei-
bung der Situation des Mündels (vgl. § 1793 
BGB). 
Ist Vermögen zu verwalten, gelten die gesetzli-
chen Regelungen zur Rechnungslegung. Bei Über-
nahme des Amtes ist daher ein Vermögensver-
zeichnis zu erstellen (vgl. §§ 1802, 1839 ff. BGB, 
Oberloskamp 2017, S. 32ff.).                                                                                                
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5.4 Vormund/Pfleger als Beteiligte im Fami-
liengerichtlichen Verfahren                                                                                                  
Das Jugendamt hat in familiengerichtlichen Ver-
fahren unterschiedliche Rollen. Einerseits als 
Fachkraft der Sozialen Dienste, andererseits als 
Amtsvormund bzw. Amtspfleger (vgl. § 7 Abs. 1, 
Abs. 2 Nr. 1 FamFG) und als gesetzlicher Vertreter 
des beteiligten Kindes (vgl. Meysen 2009, S. 11f). 
Diese unterschiedlichen Rollen werden in Schau-
bild 311 dargestellt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Das FamFG kennt ebenso wenig wie das FGG den 
Begriff der Parteien. Diejenigen, die als in ihren 
Rechten mittelbar oder unmittelbar Betroffene an 
dem Verfahren mitwirken, bezeichnet das Gesetz 
als Beteiligte. Diese sind die Subjekte des Verfah-
rens, ausgestattet mit Rechten und Pflichten, z.B. 
mit dem Recht auf Akteneinsicht (§ 13), dem 
Recht, Beweisanträge zu stellen (§ 33 Abs. 2) oder 
der Mitwirkungspflicht des § 27.  
                                                           
11 Meysen 2009 S.11, Inkl. einer Ergänzung in [ ] auf-
grund einer neuen Gesetzeslage. 

Ihnen ist rechtliches Gehör zu gewähren, Ent-
scheidungen sind ihnen bekannt zu geben (§ 41). 
Da eine Verfahrensordnung festlegen muss, wer 
Beteiligter eines Verfahrens ist, ist Kernstück der 
Reform der freiwilligen Gerichtsbarkeit nun eine 
gesetzliche Regelung des Beteiligtenbegriffs.“12 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das neue Vormundschaftsrecht stärkt die Stellung 
der Amtsvormünder. Bei Ladung des Jugendamtes 
vom Familiengericht, bei gleichzeitigem Bestehen 
einer Amtsvormundschaft, kann es zu unklaren  
Rollen und Aufgabenvermischungen kommen. 
Daher ist eine klare Rollenaufteilung und eine 
gute Zusammenarbeit der Abteilungen im Amt für 
Jugend und Familie Mainz von großer Bedeutung 
(vgl. auch Punkt 5.6 der Konzeption). 

                                                           
12 Meysen 2009, S. 5. 
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5.5 Einbindung in familiengerichtliche Verfah-
ren 
Insbesondere ist der Vormund bzw. Pfleger bei 
folgenden familiengerichtlichen Verfahren einge-
bunden:  
• Verfahren, die alle Vormundschaftsangelegen-

heiten (vgl. §§ 1773-1895 BGB) betreffen 
• Verfahren, die alle Pflegschaftsangelegenhei-

ten (vgl. §§ 1909 ff.) betreffen 
• Verfahren zur Erteilung familiengerichtlicher 

Genehmigungen: 
- Unterbringung in eine geschlossene Einrich-

tung (vgl. § 1631b BGB). 
- Bei selbstständigem Betrieb eines Erwerbsge-

schäftes Minderjähriger (vgl. § 112 BGB). 
- Bei Angelegenheiten, die die Vermögenssorge 

betreffen wie Erbschaftsangelegenheiten (vgl. 
§§ 1484, 1491-1493, 1822, 2275, 2282, 2347 
BGB),             

- Bei Genehmigung von Rechtsgeschäften (vgl. 
§§ 1821 f. BGB).  

- Bei Taufe (vgl. § 3 Abs. 2  KErzG). 
- Bei Namensänderung (vgl. § 2 NamÄndG). 

• Verfahren, in denen die Wahrnehmung von 
Aufgaben als Ergänzungspfleger notwendig ist 
(vgl. 1.3.1 der Konzeption). Die sorgeberechtig-
ten Eltern sind für die Durchführung bestimmter 
Rechtsgeschäfte von der Vertretung ihres Kin-
des ausgeschlossen, wenn sie auf beiden Sei-
ten des Vertrages, zum einen in Vertretung für 
sich selbst, zum anderen in Vertretung für ihr 
Kind stehen (vgl. §§ 1629 Abs. 2 i. V. m. 1795 
BGB). Der Ergänzungspfleger wird im Rahmen 
der notwendigen Erteilung einer familienge-
richtlichen Genehmigung bestellt, um die ge-
setzliche Vertretung des Kindes anstelle der 
sorgeberechtigten Eltern auszuüben.   

• Verfahren, die Adoptionsangelegenheiten        
(§ 1752 ff. BGB) u.a. Ausspruch der Annahme 
als Kind betreffen. 

• Verfahren, die Aufgaben aufgrund des Jugend-
gerichtsgesetzes (Erziehungsmaßregeln bei 
Straftaten) betreffen. 

 
Die Aufgaben in den genannten Verfahren können 
vielfältig sein.                                                                 
Sie beinhalten unter anderem das Erstellen von 
Berichten, Stellungnahmen, Anträgen und 
Rechtsbehelfen, die Teilnahme an Terminen und 
Anhörungen, die Entgegennahme von Genehmi-
gungen und gegebenenfalls die Einlegung von 
Rechtsmitteln. 

5.6 Kooperation zwischen der Amtsvormund-
schaft und den Sozialen Diensten der Ju-
gendämter 
In den meisten Fällen begründen sich Vormund-
schaften und Pflegschaften aus dem Aufgabenbe-
reich der Sozialen Dienste. Dies können auch 
Jugendämter außerhalb der Stadt Mainz sein.  
Für die Landeshauptstadt Mainz existiert bezüg-
lich der Zusammenarbeit, Zuständigkeit und Ab-
grenzung zwischen den Sozialen Diensten und 
der Amtsvormundschaft im Amt für Jugend und 
Familie eine Amtsverfügung. Diese wirkt sich posi-
tiv auf die konstruktive und kooperative Zusam-
menarbeit mit den Sozialen Diensten und der 
Vormundschaft aus.  
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5.6.1 Vereinbarung zwischen der Amtsvormund-
schaft und den Sozialen Diensten des Amtes für 
Jugend und Familie  

Gemäß der Aufbauorganisation des Amtes für 
Jugend und Familie sind die Abteilung 51.01 (All-
gemeiner Sozialer Dienst und Besondere Soziale 
Dienste) und das Sachgebiet 51.02.03 (Amtsvor-
mundschaft, Beistandschaft und Beurkundungs-
wesen) wie folgt verortet: 

Organigramm des Amtes für Jugend und Familie: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 
 
 

Die Amtsvormundschaft ist der Abteilung 51.02 
Kinder, Jugend und Senioren angegliedert, um 
eine klare Trennung der Aufgaben und eine Unab-
hängigkeit des Vormunds gegenüber den Sozialen 
Diensten zu gewährleisten.  

Ein wesentlicher Bestandteil der Arbeit der Vor-
mundschaft ist, sich mit dem Sachbearbeiter der 
Sozialen Dienste im Interesse des Mündels abzu-
stimmen. Innerhalb dieser Zusammenarbeit 
kommt dem Vormund eine besondere Stellung zu. 
In dem ihm übertragenen Rahmen ist der Vor-
mund in erster Linie gesetzlicher Vertreter des 
Mündels und nicht Vertreter des Amtes für Jugend 
und Familie. Der Vormund ist ausschließlich dem 
Wohl des Mündels verpflichtet und hat das Recht 
und die Pflicht, gesamtverantwortlich für die Per-
son und das Vermögen des Kindes zu sorgen.  

 

Der Vormund ist privatrechtlich tätig und in der 
Ausübung seines Amtes unabhängig (vgl. Wiesner 
2015, S.1133ff.).  

Die Aufsicht über die gesamte Tätigkeit des Vor-
munds obliegt dem Familiengericht, wie unter 5.3 
der Konzeption bereits beschrieben wurde. Bei 
Pflichtwidrigkeiten kann dieses durch Gebote 
oder Verbote eingreifen (vgl. §1837 BGB).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Vorgesetzte sind nur dann befugt, dem Vormund 
im Einzelfall Weisungen zu erteilen, wenn diese 
zur Vermeidung rechtswidrigen Handelns oder 
eines unmittelbar bevorstehenden Schadens er-
forderlich sind („relative Weisungsfreiheit“ des 
Vormundes…).“13  

Diese Sonderstellung kann dazu führen, dass sich 
das Handeln des Vormundes auch gegen Ent-
scheidungen der Sozialen Dienste richtet. 

Im Bewusstsein dieser Rolle des Vormundes 
braucht es an den Schnittstellen zu den Sozialen 
Diensten eine klare Trennung von Aufgaben und 
Zuständigkeiten, um eine gute und transparente 
Zusammenarbeit zu gewährleisten. Die konse-
quente personelle wie auch organisatorische  
Trennung von der Funktion als gesetzlicher Vertre-
ter, die der Vormund innehat, und der Funktion 

                                                           
13 Wiesner 2015, S. 1136. 
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des Allgemeinen Sozialen Dienstes als Sozialleis-
tungsträger, ist eine wichtige Voraussetzung für 
die Realisierung der Rechte der Mündel.                                    

In der jeweils gültigen Amtsverfügung sind Festle-
gungen von Abläufen und Zuständigkeiten zwi-
schen der Amtsvormundschaft und den Sozialen 
Diensten geregelt. Darüber hinaus wird ange-
strebt, einen Qualitätszirkel zu etablieren, in dem 
kontinuierlich die Kooperation weiter entwickelt 
wird.  

Gesellschaftliche und rechtliche Entwicklungen 
erfordern immer wieder neue Absprachen mit 
allen Bereichen der Sozialen Dienste.   
 
Im Zuge der Weiterentwicklung von Qualitäts-
standards ist jedoch nicht nur eine klare Abgren-
zung und Aufgabenverteilung der Dienste von 
Bedeutung. Der Vormund ergänzt das Hilfeteam 
rund um sein Mündel mit seiner neuen Rolle.  
Die Vormundschaft der Stadt Mainz legt großen 
Wert auf konstruktive und kooperative Zusam-
menarbeit mit den Sozialen Diensten. Hierbei 
sind der persönliche Kontakt und der Austausch 
mit dem fallverantwortlichen Kollegen hervorzu-
heben. Er hat die Möglichkeit, an Konfliktgesprä-
chen und Helferrunden miteinbezogen zu werden. 
Bei Bedarf kann der Vormund, in Absprache mit 
den Kollegen, an deren Teamsitzung und Fallein-
schätzung teilnehmen. 
 

5.7 Haftung des Vormundes 

5.7.1 Garantenpflichten des Vormunds 

Der Vormund hat gegenüber seinem Mündel eine 
umfassende Garantenstellung aufgrund des Rech-
tes und der Pflicht, für sein Mündel zu sorgen 
(Vgl. §§ 1793 Abs. 1, 1797, 1800, 1626 BGB). 
Diese individuelle und personenbezogene Ver-
antwortung bleibt bestehen, auch wenn die Amts-
vormundschaft im Jugendamt geführt wird (vgl. 
Oberloskamp 2017, S. 113). Es ist wichtig, dass 
der richterliche Beschluss über die Übertragung 
der Vormundschaft auf das Jugendamt unverzüg-
lich der Amtsvormundschaft bekanntgegeben 
wird. Aus dem gleichen Grund muss die Meldung 
des Standesamtes über die Geburt eines Kindes 
einer minderjährigen unverheirateten Mutter 
ebenfalls unverzüglich erfolgen. 

Der Vormund übernimmt mit der Bestellung einen 
Schutzauftrag für das von ihm betreute Mündel. 
Somit ist er einer besonderen Sorgfalt bei der 
Abwehr von Gefahren bezüglich des Kindeswoh-
les verpflichtet. Der Vormund ist ein sogenannter 

Beschützergarant (vgl. Wiesner 2015, S. 166). 
Zudem ist er auch noch Überwachergarant, indem 
er im Rahmen seiner Möglichkeiten Dritte vor 
Schädigungen durch den Minderjährigen zu be-
wahren hat (z.B. § 1631b BGB, mit Freiheitsent-
ziehung verbundene Maßnahmen bei Fremdge-
fährdung). 

Wird ein Kind in seinen Rechtsgütern (Leben:         
§ 222 STGB fahrlässige Tötung, körperliche Un-
versehrtheit: §§ 223, 226 STGB vorsätzliche und 
fahrlässige Körperverletzung) verletzt, so kann es 
zu einer Strafbarkeit des Vormunds kommen. 
Innerhalb der Tätigkeit des Vormunds handelt es 
sich hierbei meistens um ein sorgfaltswidriges 
Unterlassen von Interventionen, die den Schutz 
des betroffenen Mündels sichergestellt hätten. Da 
der Vormund als Beschützergarant für den Schutz 
des Mündels „rechtlich einzustehen hat“, wird 
gem. § 13 StGB das Unterlassen dem gleichge-
stellt, als hätte der Vormund den Schaden durch 
aktives Tun verursacht.  

Als Verletzung einer Garantenpflicht ist nur das 
Unterlassen einer Handlung anzusehen, 

• die rechtlich geboten und tatsächlich möglich 
gewesen wäre und 

• das Unterlassen dieser Handlung kausal zur 
eingetretenen Schädigung des Mündels geführt 
hat, sowie 

• dieser Zusammenhang zum Zeitpunkt der un-
terlassenen Handlung für den Vormund hätte 
erkennbar sein müssen. 

 
Kommt ein Mündel zu Schaden oder schädigt das 
Mündel einen anderen, wird der Fokus bei der 
strafrechtlichen Bewertung immer auf dem Ver-
stoß gegen die „objektive Sorgfaltspflicht“ gelegt 
und bemisst sich somit an der Einhaltung von 
fachlichen Standards und den rechtlichen Vorga-
ben des Vormunds. Eine Verletzung der Sorgfalts-
pflicht und damit der Vorwurf der Fahrlässigkeit 
ist insbesondere dann gegeben, wenn nur eine 
unzureichende Datenbasis ermittelt und doku-
mentiert wurde und relevante Daten unzureichend 
weitergegeben worden sind.  

Folgende Arbeitsabläufe in der Praxis der Amts-
vormundschaft im Amt für Jugend und Familie 
sind wesentlich, um den Schutz des Mündels zu 
gewährleisten:  

• Die Informationsgewinnung durch regelmäßige 
Besuchskontakte (Inaugenscheinnahme und 
Gespräche mit dem Mündel in seiner üblichen 
Umgebung), die Teilnahme an Hilfeplangesprä-
chen und die Vernetzung mit anderen Professi-
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onen sind Grundsätze der „Kontroll- und Über-
wachungspflichten“ des Vormunds.14 

• Die Überwachung der gem. § 1688 BGB dele-
gierten Aufgaben zählen ebenfalls zu den „Kon-
troll- und Überwachungspflichten“ des Vor-
munds (vgl. Oberloskamp 2017, S. 114).      
„Mit der Beauftragung eines Dritten, Befugnisse 
aus der elterlichen Sorge auszuüben, entstehen 
bei dem Dritten vielmehr eine eigenständige 
Garantenstellung und selbstständige Garan-
tenpflichten.“15 Beides gilt es klar in der Ver-
antwortlichkeit zu trennen. 

• „Werden dem Beistand/Amtspfleger/Amts-
vormund gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Kindeswohlgefährdung bekannt, werden diese 
damit dem Jugendamt iSv § 8a Abs. 1 bekannt 
und lösen das Verfahren nach § 8a aus.“16 Bei 
einer akuten Gefährdung des Kindeswohls  wird 
der zuständige Sachbearbeiter der Sozialen 
Dienste unverzüglich informiert, soweit der 
Vormund selbst nicht in der Lage ist, der Ge-
fährdung wirksam zu begegnen. Ist dies nicht 
möglich, wird der Soziale Dienst direkt über die 
Hinweise auf eine Kindeswohlgefährdung in 
Kenntnis gesetzt. Um sicherzustellen, dass in 
diesem Verfahren alle Beteiligten die erforderli-
chen Standards und verbindlichen Absprachen 
einhalten, existiert eine Amtsverfügung, die 
kontinuierlich aktualisiert wird. 

• Einbeziehung des Vormunds bei der Einschät-
zung des Gefährdungsrisikos und der Erstel-
lung des Schutzplans durch die Sozialen Diens-
te und der von ihnen beauftragten Einrichtun-
gen. Der Vormund nimmt im Verfahren nach      
§ 8a SGB VIII die Stellung eines Personensor-
geberechtigten ein. 

• Gegenseitiger Fallaustausch bei fallführungsre-
levanten Sachverhalten zwischen Vormund und 
den Sozialen Diensten. 

• Einvernehmensabstimmung zwischen den So-
zialen Diensten und dem Vormund bei Verän-
derung einer richterlichen Anordnung zu Eingrif-
fen in die elterliche Sorge. 

• Gegenseitige zeitnahe Übermittlung aller rele-
vanten Dokumente durch die Sozialen Dienste 
und die Amtsvormundschaft, insbesondere 
Schriftsätze der Gerichte 

• Kollegiale Beratung und Fallbesprechungen bei 
Klärungsbedarf im Fall. 

• Antragsstellung beim Familiengericht gem.        
§ 1631b BGB. 

• Frühzeitige Einbindung des Vormunds bei der 
Wahl der Unterbringung.  

                                                           
14 Oberloskamp 2017, S. 114. 
15 Ebd., S. 114. 
16 Wiesner 2015, S. 1148. 

• Weitergabe aller mündelrelevanten Informatio-
nen an Pflegeeltern und Einrichtungen. 

 
Besondere Problemlagen bezüglich der Einhal-
tung der Garantenpflicht ergeben sich, wenn das 
Mündel schwer oder nicht erreichbar ist. Hier 
muss der Vormund immer wieder erneut prüfen, 
was rechtlich geboten und tatsächlich möglich ist 
und was der objektiven Sorgfaltspflicht ent-
spricht. Darüber hinaus gilt es, das Familienge-
richt zu informieren. 

Von der Garantenpflicht des Vormunds, bleibt die 
Garantenstellung der Sozialen Dienste unberührt. 

5.7.2 Zivilrechtliche Haftung 

Eine zivilrechtliche Haftung kann bei einer Pflicht-
verletzung und eines daraus entstehenden Scha-
dens nach § 1833 BGB eintreten. 

„Pflichtverletzungen sind etwa: der Verzicht auf 
einen adäquaten Versicherungsschutz des Kin-
des, das Versäumen von Fristen, eine verspätete 
oder unterlassene Antragsstellung bei einem So-
zialleistungsträger, eine rechtswidrige Unterbrin-
gung oder rechtswidrige andere freiheitsentzie-
hende Maßnahmen etc.“17 

Unter Umständen kann ein Schadensersatzan-
spruch nach § 823 BGB des Mündels gegenüber 
seinem Vormund bestehen. 

Nimmt der Vormund die ihm übertragenen Aufga-
ben unsachgemäß wahr und entstehen in diesem 
Zusammenhang Schäden, so können hierdurch 
Schadensersatzansprüche ausgelöst werden. Die 
Schadensersatzansprüche richten sich gegen die 
Stadt Mainz - Amt für Jugend und Familie - als 
Gebietskörperschaft. Die Landeshauptstadt Mainz 
verfügt daher zur Absicherung über eine Eigen-
schadenversicherung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
17 Oberloskamp 2017, S. 107. 
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6 Entlassung aus der Vormundschaft 

Die Vormundschaft des Amtes für Jugend und 
Familie legt Wert darauf, dass die Mündel in der 
Entlassungsphase auf die neue Situation vorbe-
reitet werden und nach Bedarf z.B. ein Antrag auf 
Hilfe für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) gestellt 
wird.  
Bei dem Prozess der Übergangsgestaltung orien-
tiert sich die Vormundschaft des Amtes für Jugend 
und Familie an den „Careleaver“-Empfehlungen18.  
Hinsichtlich einer Evaluation reflektiert er die ge-
meinsame Zeit mit seinem Mündel, der Erzie-
hungsstelle und den Sozialen Diensten. Zur Be-
wertung von Zufriedenheit und dem Gelingen der 
Arbeit hat sich die Vormundschaft im Zuge der 
Entwicklung weiterer Standards zum Ziel gesetzt, 
geeignete Mittel zu entwickeln, die ein angemes-
senes Reflektieren der Arbeit ermöglichen und 
durch die Impulse für die weitere Arbeit gewonnen 
werden können (z.B. Fragebogen zur Zufrieden-
heit). Bei Volljährigkeit werden dem Mündel alle 
wichtigen Dokumente ausgehändigt und ihm an-
geboten, sich bei Fragen weiterhin an das Amt für 
Jugend und Familie zu wenden. 
 
Eine Vormundschaft endet mit dem Wegfall der 
Voraussetzungen (vgl. §§ 1773, 1882 BGB), z.B.: 

• Adoption des Mündels. 
• Rückübertragung der elterlichen Sorge auf El-

tern. 
• Wegfall der Gründe für das Ruhen der elterli-

chen Sorge. 
• Eintritt der Volljährigkeit. 
• Tod des Mündels. 

 
Ein möglicher Wechsel der Vormundschaft ist im 
Hilfeplanverfahren einzubringen und zu erörtern.  
Eine Vormundschaft kann vorzeitig beendet wer-
den, wenn z.B.: 
 
• Eine andere geeignete Person vorhanden ist 

(vgl. § 1889 Abs. 2 BGB). 
• Der Vormund bei dem Wechsel des gewöhnli-

chen Aufenthalts des Mündels oder, wenn das 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen es erfor-
dert, einen Antrag auf Entlassung stellt (vgl.      
§ 87c Abs. 3 S. 3 SGB VIII).  

 
Der Vormund nimmt Kontakt mit dem überneh-
menden Jugendamt auf und bittet um Übernahme. 
Liegt eine schriftliche Übernahmebereitschaft vor, 
stellt der Vormund unter Beifügung dieses 

                                                           
18 Sievers/Thomas 2019. 

Schreibens einen Antrag auf Entlassung bei dem 
zuständigen Familiengericht. 
 
Erst wenn das Gericht einen neuen Vormund be-
stellt hat, endet die Vormundschaft. Die Übergabe 
an den neuen Vormund wird begleitet. 
 
Liegen gewichtige Gründe vor, kann entschieden 
werden, dass der bisherige Vormund weiterhin 
bestellt bleibt. Folgende Beurteilungskriterien 
sind dabei zu beachten:  
 
• Vertrauensverhältnis zwischen Mündel und 

Vormund. 
• Wohnortwechsel auf Dauer. 
• Gewährleistung regelmäßiger Kontakte zum 

Mündel auch nach dem Umzug. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Kriterien entschei-
det der Vormund, ob eine Abgabe im Sinne des 
Mündels oder eine Weiterführung der Vormund-
schaft aus Kindeswohlaspekten erforderlich ist. 
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7 Institutionelle Rahmenbedingungen der 
Vormundschaft im Amt für Jugend und 
Familie der Landeshauptstadt Mainz 

7.1 Organisationsstruktur 
Die Führung der Vormundschaften und Pflegschaf-
ten zählt zu den Aufgaben der Jugendämter. 
Der Arbeitsbereich "Amtsvormundschaf-
ten/Pflegschaften" im Amt für Jugend und Familie 
Mainz, ist angebunden an die Abteilung  
51.02 Kinder, Jugend und Senioren – 51.02.03 
Sachgebiet Amtsvormundschaft, Beistandschaft 
und Beurkundungswesen. 
Für die Führung der Vormundschaft und die Wah-
rung der Unabhängigkeit des Vormunds ist diese 
Abgrenzung zu den Sozialen Diensten erforderlich 
(Siehe 5.6.1 der Konzeption). 
In dem Sachgebiet 51.02.03 stehen für den Be-
reich der Vormundschaft 4,25 Vollzeitstellen19 zur 
Verfügung, eine Vollzeitstelle ist neben der Sach-
bearbeitung zu 50% mit der Funktion einer Team-
leitung betraut.   
Aufgaben der Teamleitung sind Personalführung, 
die Organisation der Arbeitsabläufe und die 
Überprüfung der Einhaltung von Standards. Zu-
dem ist die Teamleitung verantwortlich für die 
Kooperation mit internen und externen Akteuren.  
Aufgrund des Zuzugs von unbegleiteten minder-
jährigen Ausländern, wurden zusätzlich 2,5 Voll-
zeitstellen20 geschaffen, für die eine Befristung 
für vier Jahre besteht. 
Jeder Mitarbeiter mit Vollzeitbeschäftigung verfügt 
über ein eigenes Büro mit PC-Arbeitsplatz. Hier-
durch können datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen eingehalten werden und Vertraulichkeit ist 
gewährleistet. Weiterhin kann ein dienstliches 
Mobiltelefon durch die Vormundschaft genutzt 
werden.  
Die Mitarbeiter verwenden die Software „PROSOZ 
14plus“, welche die Bearbeitung von Vormund-
schaften durch Standardisierungen erleichtert 
und in Vertretungssituationen Zugriff auf die Da-
teien des zu vertretenden Kollegen gewährt. 
An jedem Arbeitstag ist die Vormundschaft durch 
einen festgelegten Innendienst in der Kernar-
beitszeit besetzt. Im Notfall ist dieser für die Be-
lange aller Mündel Ansprechpartner. Grundsätz-
lich haben die Vormünder des Amtes für Jugend 
und Familie aber auch die Möglichkeit, in Aus-
nahmesituationen außerhalb der Regelarbeitszeit 
zu arbeiten. 

                                                           
19 Stand: Dezember 2019. 
20 Stand: Dezember 2019. 

Aufwendungen, die bei den Besuchskontakten 
mit den Mündeln entstehen, werden den Mitarbei-
tenden erstattet.  
Für Fahrten zu den Mündeln können Dienstfahr-
zeuge und Mietwagen genutzt werden. Bei der 
Nutzung privater PKW, die dienstlich anerkannt 
sind, werden die Kosten erstattet.  

7.2 Unabhängigkeit des Vormunds bei der 
Aufgabenwahrnehmung 
Der Vormund vertritt sein Mündel in eigener Ver-
antwortung und ist in seinem Beurteilungsspiel-
raum für Entscheidungen nur dem Wohl des Kin-
des und der Einhaltung der rechtlichen Vorgaben 
verpflichtet. Der Vormund entscheidet grundsätz-
lich eigenverantwortlich. Dabei können auch Ent-
scheidungen getroffen werden, die den Wünschen 
des Mündels nicht entsprechen.   
Der Vormund untersteht der Fachaufsicht des 
Familiengerichtes (Vgl. §1837 Abs. 2 BGB) und 
der Dienstaufsicht der Leitung des Amtes für Ju-
gend und Familie. Die Grenzen der Dienstaufsicht 
ergeben sich aus § 55 Abs. 3 S. 2 SGB VIII. In sei-
nen Entscheidungen ist der Vormund unabhängig. 
Ein Vorgesetzter ist dann befugt Weisungen zu 
erteilen, wenn der Vormund rechtswidrig handelt 
oder um einen bevorstehenden Schaden zu ver-
meiden. 

7.3 Personelle Anforderungen 
Gemäß des Fachkräftegebots nach § 72 SGB VIII 
sind für die Aufgabenwahrnehmung des Vor-
munds geeignete Personen zu beschäftigen. Ne-
ben einer entsprechenden fachlichen Ausbildung 
und beruflichen Erfahrung sollen sie über persön-
liche Eigenschaften verfügen, die sie befähigen, 
die komplexen Aufgaben einer Vormundschaft zu 
erfüllen.  
 
Nach § 55 SGB VIII überträgt das Jugendamt die 
Ausübung der Aufgaben des Vormunds einzelnen 
Mitarbeitern. Das Mitwirkungsverbot gem. § 16 
Abs. 1 SGB X ist zu beachten. 
 
Die berufliche Mindestanforderung für Vormünder 
im  Amt für Jugend und Familie ist ein abgeschlos-
senes Studium der Pädagogik oder Sozialen Ar-
beit, jeweils im Diplom-, Bachelor- oder Master-
studiengang einschließlich staatlicher Anerken-
nung oder ein Abschluss als Bachelor of Arts All-
gemeine Verwaltung bzw. eine abgeschlossene 
Ausbildung als Verwaltungsfachwirt. Für die 
Sachbearbeitung in der Amtsvormundschaft be-
schäftigt die Landeshauptstadt Mainz Sozialar-
beiter bzw. Pädagogen. 
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Vor Beginn der Tätigkeit, ist dem Arbeitgeber ein 
erweitertes Führungszeugnis nach § 72aSGB VIII 
i.V.m. §§ 30f BZRG vorzulegen. Die anfallenden 
Kosten werden von der Landeshauptstadt Mainz 
übernommen. 
 
Der Vormund sollte mit Organisationsabläufen 
vertraut sein (Familiengericht, Jugendamt) und 
spezifische Rechts- und Verwaltungskenntnisse 
haben (BGB, SGB I, II, VIII, X und XII, FamFG, ZPO, 
Verwaltungsrecht und Ausländerrecht). Zur Vertre-
tung der Interessen seiner Mündel muss er sich 
einerseits mit der Entwicklung und Erziehung von 
Kindern und Jugendlichen auskennen und ande-
rerseits rechtliche Kenntnisse besitzen. Es wird 
daher vorausgesetzt, dass der Vormund auch 
Fortbildungen auf den Gebieten, die formal nicht 
seiner beruflichen Qualifikation entsprechen, 
absolviert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8 Qualitätsentwicklung 

Zur Bewältigung der vielfältigen Anforderungen 
bei der Führung einer Vormundschaft ist eine ste-
tige Fortbildung der Vormünder unerlässlich.  
Neben einer permanenten Qualifizierung im Be-
reich der anzuwendenden Rechtsgrundlagen wer-
den gleichzeitig Fortbildungen und Fachtagungen 
mit sozialpädagogischen und psychologischen 
Inhalten in Anspruch genommen. 
Supervision und die Fallbesprechungen im Team 
der Vormundschaft dienen nicht nur der Bewälti-
gung von besonderen Belastungen und der Bear-
beitung spezifischer Fragestellungen, sondern 
werden auch zur Weiterentwicklung von gemein-
samen fachlichen Standards verwendet. 
Das Amt für Jugend und Familie unterstützt diese 
Ansprüche, indem ausreichend finanzielle und 
zeitliche Ressourcen zur Verfügung gestellt wer-
den. Zur Erfüllung dieses Anspruchs stehen der 
Vormundschaft ausreichend Fortbildungsmittel 
und Sachmittel, z.B. für Fachliteratur zur Verfü-
gung. Die Vormundschaft im Amt für Jugend und 
Familie sieht sich in einem fortlaufenden Prozess, 
in dem Qualitätsstandards und die Konzeption 
fortgeschrieben werden. Ziel ist die Entwicklung 
eines arbeitsfeldspezifischen Evaluationskonzep-
tes, das ermöglicht, neue Standards methodi-
schen Handelns zu entwickeln. Grundlage dieses 
Konzeptes ist u.a. das „Diskussionspapier zur 
Qualitätsentwicklung nach § 79a SGB VIII im Be-
reich Amtsvormundschaft/-pflegschaft“21.  
Die gewonnenen Impulse können für die weitere 
Arbeit genutzt werden.  
In diesem Zusammenhang wird auch auf einen 
regelmäßigen Austausch mit Fachkollegen ande-
rer Jugendämter und die Teilnahme an regionalen 
Arbeitskreisen Wert gelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
21 Opitz-Röher/Wolf 2015. 
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9 Datenschutz 

Die Funktion des Vormunds stellt eine gesetzliche 
oder vom Familiengericht bestellte Vertretung von 
Kindern und Jugendlichen dar und unterscheidet 
sich daher wesentlich von den anderen Bereichen 
der Jugendhilfe. Dies spiegelt sich auch in den 
Vorschriften zum Datenschutz wieder. So wurde 
das Thema Datenschutz im Bereich Beistand-
schaft, Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 
in einer Veröffentlichung des Datenschutzbeauf-
tragten der Landeshauptstadt Mainz ausführlich 
behandelt (vgl. Landeshauptstadt Mainz 2013, S. 
153ff.). 

9.1 Erhebung und Verwendung der Daten  
„Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhe-
bung und Verwendung im Rahmen der Tätigkeit 
des Jugendamts als Amtspfleger, Amtsvormund, 
Beistand und Gegenvormund gilt nur § 68 [SGB 
VIII, d. Verf.].“  
Hierdurch sind weder die Vorschriften des SGB I 
noch des SGB X  für die Arbeit des Vormunds 
maßgeblich. Durch die Sperrwirkung des § 68 
SGB VIII  ist zum Beispiel auch kein Zugriff der 
Strafverfolgungsorgane auf Akten des Vormunds 
nach § 73 SGB X möglich ebenso nicht durch die 
Ausländerbehörde nach § 71 SGB X. 
 
Die Löschung der Sozialdaten im Bereich der 
Vormundschaften erfolgt nach Festlegung einer 
Aufbewahrungsfrist. Die Archivierungsfrist wurde 
für den Bereich der Vormundschaft innerhalb des 
Amtes für Jugend und Familie mit Ablauf von 48 
Jahren nach der Geburt festgelegt, dies entspricht 
30 Jahre nach Volljährigkeit (vgl. KGSt 2006). 
  
Eine Ausnahme bildet die Aufbewahrung der Ak-
ten im Zusammenhang mit einer Adoptionsvor-
mundschaft. Hier beträgt die Aufbewahrungsfrist 
100 Jahre. 

9.2 Akteneinsicht 
Auch hier ist als Rechtsgrundlage § 68 Abs. 3 SGB  
VIII maßgeblich. Nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres hat das Mündel ein Recht auf Kenntnis der 
zu seiner Person gespeicherten Informationen, 
soweit nicht berechtigte Interessen Dritter entge-
genstehen.  
Als Dritte gelten alle Personen, die außerhalb der 
Beziehung des Vormunds zum Mündel stehen, 
wie andere Mitarbeiter des Amtes für Jugend und 
Familie, andere Vertretungsberechtigte im Falle 
einer Pflegschaft, etwa sorgeberechtigte Eltern 
oder auch Geschwister.  
 

Vor Vollendung des 18. Lebensjahres besteht ein 
eingeschränktes Informationsrecht. Hier kommt 
ein Anspruch nur in Betracht, wenn das Mündel 
die erforderliche Einsichts- und Urteilsfähigkeit 
besitzt. Das Ermessen ist eng zu fassen. Auch hier 
gilt die Einschränkung, dass Interessen von Drit-
ten nicht entgegenstehen dürfen. 
 
Im Einzelfall sind Aktenteile auszusondern, die 
schutzwürdige Daten Dritter enthalten, um so ein 
„eingeschränktes“ Akteneinsichtsrecht zu ermög-
lichen (vgl. Wiesner 2015, S. 1244ff.).  
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10 Fallzahlen 

Nach § 55 Abs. 2 S. 4 SGB VIII ist gesetzlich fest-
geschrieben, dass die Fallzahl von 50 Vormund-
schaften je Vollzeitkraft nicht überschritten wer-
den darf. 
 
Mit der Einführung einer Obergrenze trug der Ge-
setzgeber bei der Novellierung des Amtsvor-
mundschaftsrechts insbesondere der Neuerung 
Rechnung, dass Vormünder einen monatlichen 
persönlichen Kontakt zu ihren Mündeln pflegen 
sollen.  
Neben dem Kontaktgebot wurden zugleich neue 
pädagogische Standards eingeführt und auch der 
Aspekt des Kindesschutzauftrags wurde deutlich 
hervorgehoben.  
 
Das Profil der Vormundschaft hat sich verändert. 
Der Vormund übernimmt in der Ausübung seiner 
neuen Rolle und der damit beschriebenen Aufga-
ben ein vielfältiges Betätigungsfeld, das über die 
reine gesetzliche Vertretung hinaus prozesshafte, 
schützende, kontrollierende, beziehungsfördern-
de und vernetzende Anteile hat. Als Entschei-
dungsgrundlage für den Vormund ist die Kenntnis 
und Einschätzung der Lebenssituation des Mün-
dels eine unabdingbare Voraussetzung.   
 
Für die Zielerreichung, die in der Vormundschafts-
reform 2011 formuliert wurde, („um Gefahren 
frühzeitig zu erkennen und abzuwenden“22) darf 
der zeitliche Aufwand, insbesondere bei der per-
sönlichen Kontaktpflege, nicht begrenzt werden. 
Eine bedarfsgerechte Kontaktgestaltung ist grund-
legend für den Aufbau und Erhalt einer guten, 
vertrauensvollen Beziehung zwischen Vormund 
und Mündel. Nur so ist der Vormund in der Lage, 
die Bedürfnisse und Anliegen seiner Mündel im 
Einzelfall zu erkennen wie auch Krisen rechtzeitig  
wahrzunehmen. Dies ist eine notwendige Voraus-
setzung, um kindeswohlgefährdenden Aspekten 
rechtzeitig entgegenwirken zu können. 
 
Der partizipative Ansatz in der Vormundschaft des 
Amtes für Jugend und Familie trägt nicht nur zu 
dem Vertrauensverhältnis bei, er führt auch zu der 
Verpflichtung, die Mündel bei der Formulierung 
und Durchsetzung ihrer Anliegen intensiv zu un-
terstützen.   
 
Weiterhin müssen bei den zeitlichen Ressourcen 
die individuellen Hilfeverläufe und Lebensum-
stände berücksichtigt werden. Prägende Erlebnis-

                                                           
22 Pressemitteilung des Bundesjustizministeriums vom 
08.01.2010. 

se in der Herkunftsfamilie, psychische und physi-
sche Erkrankungen, die Bildungs- bzw. Ausbil-
dungssituation, die Unterbringung in einer Ju-
gendhilfeeinrichtung oder einer Pflegefamilie stel-
len u.a. Faktoren dar, die einen Einfluss auf die 
Intensität der aufzuwendenden zeitlichen Kapazi-
täten ausüben. Der Kontakt zu Pflegeeltern z.B. 
unterscheidet sich nicht nur qualitativ sondern 
auch quantitativ von dem Kontakt zu Betreuern in 
Jugendhilfeeinrichtungen. Ebenso muss sich der 
Vormund bei der Auseinandersetzung mit der 
Lebenssituation des Mündels mit anderen Fach-
kräften, wie z.B. Lehrern, Kinder- und Jugendpsy-
chiatern oder der Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion austauschen. Weitere relevante Interak-
tionspartner in diesem Zusammenhang sind in 
dem Schaubild 2 auf Seite 9 dargestellt. 
 
Der Vormund ist gesetzlicher Vertreter des Mün-
dels und hat neben den Besuchskontakten die 
vielfältigen Aufgaben im administrativen Bereich 
zu bewältigen. Insbesondere bei den unbegleite-
ten minderjährigen Ausländern müssen die asyl-
rechtlichen Aspekte berücksichtigt werden. Hierzu 
gehören  die Vorbereitung und Begleitung zur 
Asylanhörung beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, die Zusammenarbeit mit der Auslän-
derbehörde und bei abgelehnten Anträgen die  
Klageerhebung beim Verwaltungsgericht. In die-
sem Zusammenhang vertritt das Amtsgericht 
Mainz die Rechtsauffassung, dass der Vormund 
aufgrund seiner Ausbildung über ausreichende 
juristische Kenntnisse verfügt und daher diese 
Aufgabe übernehmen kann. Ein Rechtsanwalt, der 
im Asylrecht geschult ist, wird daher nicht zusätz-
lich bestellt. Dies erfordert erhebliche Zeitres-
sourcen, die bei der Fallzahlbegrenzung berück-
sichtigt werden müssen. 
 
Eine gelingende, an den beschriebenen Quali-
tätsstandards orientierende Arbeit, lässt eine 
Bearbeitung von bis zu 50 Vormundschaften nicht 
zu. „Soll also der Vormund seiner Aufgabenstel-
lung verantwortlich nachkommen, so wird vielfach 
die Obergrenze von 50 Fällen nicht ausgeschöpft 
werden können bzw. dürfen […] Um den Interes-
sen und Bedürfnissen der einzelnen Mündel bes-
ser Rechnung zu tragen, wurde auch eine Ergän-
zung der Maßstäbe für eine Fallbemessung vorge-
schlagen [...] In der Praxis hat sich mittlerweile 
gezeigt, dass die JÄmter eher von einer geringeren 
Fallzahlgrenze ausgehen (müssen), damit die 
Aufgaben des Amtsvormundes sachgerecht erfüllt 
werden können…“23  

                                                           
23 Wiesner 2015, S. 1143. 
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Frau Prof. Dr. Sünderhauf, Sachverständige im 
Rechtsausschuss zur Änderung des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts, gelangt anhand 
ihrer Berechnungen, die in Schaubild 424 wieder-
gegeben sind, zu der Aussage: „Bei Ausschöp-
fung der nun vorgesehenen Obergrenze von max. 
50 Fällen wird das Ziel der Gesetzgebung, die 
persönliche geführte Vormundschaft, bei der 
der/die Vormund/in regelmäßigen persönlichen 
Kontakt mit dem Mündel hat und dessen Pflege 
und Erziehung fördert und gewährleistet, nicht 
erreicht werden können. Eine Belastungsober-
grenze von max. 30 Fällen wäre daher adäquat 
gewesen.“25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neben fachlichen und inhaltlichen Aspekten, die 
für eine Reduzierung der maximalen Fallzahl auf 
30 relevant sind, sind strukturelle Rahmenbedin-
gungen von großer Bedeutung. 
 
Der zeitliche Aufwand zur Vor- und Nachbereitung 
der Kontaktbesuche mit dem Mündel, die Teil-
nahme an Hilfeplangesprächen und die Koopera-
tionen mit den relevanten Akteuren der Jugendhil-

                                                           
24 Sünderhauf 2011, S. 298. 
25 Ebd., S. 299. 

fe ist sehr hoch. Zusätzlich ist die Zeit zu berück-
sichtigen, die aufgewendet werden muss, um 
Mündel innerhalb des eigenen Jugendamtsbezirks 
und teilweise auch im gesamten Bundesgebiet zu 
besuchen.   
 
Nach dem „Fall Kevin“ in Bremen war es dringend 
erforderlich, dass der Gesetzgeber mit der Einfüh-
rung einer Fallobergrenze die Gewährleistung des 
Kindesschutzauftrags nach  § 8a SGB VIII sicher-
stellen wollte. Vor dem Hintergrund der zahlrei-
chen beschriebenen Anforderungen und Aufga-
ben, wie z.B. dem Kindesschutzauftrag, die durch 
den Vormund erfüllt werden müssen, begrüßt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
die Vormundschaft im Amt für Jugend und Familie 
der Stadt Mainz eine Diskussion um die Reduzie-
rung der aktuellen Fallobergrenze.  
 
Kommunen wie München, die durch einen Be-
schluss der Vollversammlung im Jahr 2017 eine 
Reduzierung der Fallzahl auf 30 Mündel pro Voll-
zeitkraft realisieren konnten, sind hierbei Vorbild.  
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Quelle: Opitz-Röher, Jutta/Wolf, Christa (2015), unter Mitwirkung von Maiwald, Anke und Reichel, Monika:                                               
Diskussionspapier zur Qualitätssicherung nach §79a SGB VIII im Bereich der Amtsvormundschaft/-pflegschaft.                                     
Online im Internet: https://www.dijuf.de/files/downloads/2013/Bundesforum/Qualitaetssicherung_ nach_ 
Â§79a_SGBVIII_im_Bereich_Amtsvormundschaft17_09_15.pdf vom 13.01.2020 
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    Ressourcenkarte von: 
 

 
    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Persönliche Ressourcen und Kompetenzen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Soziale Ressourcen (Beziehungen) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Materielle Ressourcen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                           
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Infrastrukturelle/institutionelle Ressourcen 
 

(Thema) 

Anlage 2: Ressourcenkarte 

Nach Lüttringhaus, Maria/Streich, Angelika 2007 
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